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Fragestellung 

Es wurden verschiedene Fragen zu der Möglichkeit einer Änderung der Begründung eines Ge-
setzentwurfs gestellt. Es wurde gefragt, ob es zulässig ist, die ursprüngliche Begründung eines 
Gesetzentwurfs zu ändern und wer diese Änderung vornehmen kann. Weiterhin wurde gefragt, ob 
nach Verabschiedung eines Gesetzes die Möglichkeit für eine ergänzende Begründung besteht. 
Zuletzt wurde nach der Veröffentlichungspraxis von Gesetzentwurfsänderungen gefragt. 

1. Zulässigkeit einer Änderung der Begründung des Gesetzentwurfs 

Gemäß § 76 Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT) und §§ 42, 43 Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) bestehen Gesetzesvorlagen aus dem Gesetzent-
wurf und einer Begründung. Gesetzentwurf und Begründung können nach Veröffentlichung nicht 
mehr geändert werden. 

Nach der Einbringung des Gesetzentwurfs in den Bundestag wird dieser nach der 1. Lesung dem 
federführenden Fachausschuss sowie den mitberatenden Ausschüssen überwiesen, § 80 GO-BT. 
In den Ausschüssen werden die Gesetzentwürfe intensiv beraten und ggf. Änderungen erarbeitet. 

Nach Abschluss der Beratungen und den Abstimmungen legt der federführende Ausschuss dem 
Plenum des Bundestages eine Beschlussempfehlung sowie einen Ausschussbericht vor, § 81 GO-BT. 
Die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum kann auf Ablehnung, 
Annahme des Gesetzentwurfs in der eingebrachten Fassung oder auf Annahme des Gesetzentwurfs 
in der vom Ausschuss vorgeschlagenen Fassung lauten. Sie enthält den Wortlaut der Gesetzes-
vorschriften, wie sie vom federführenden Ausschuss (unverändert oder – was in der Praxis die 
Regel ist – verändert) beschlossen worden ist und zudem eine Zusammenstellung der Änderun-
gen des Gesetzentwurfs. Es wird auch das Abstimmungsergebnis im Ausschuss mitgeteilt. Der 
Ausschussbericht enthält eine Darstellung der Beratungen im Ausschuss und die unterschiedlichen 
politischen Bewertungen des Entwurfs. 

Die vom federführenden Ausschuss abgegebene Beschlussempfehlung und der Ausschussbericht 
werden zusammen mit dem Gesetzentwurf in 2. und 3. Lesung im Plenum beraten und abgestimmt. 
Im Rahmen dieser Debatte im Plenum können weitere Argumente und politische Einschätzungen 
vorgetragen werden, die damit auch im Plenarprotokoll erfasst werden. 

2. Nachreichung einer neuen Begründung nach Verabschiedung des Gesetzes 

Mit der 2. und 3. Lesung sind die Beratungen zu dem Gesetzentwurf – ggf. mit den Änderungen 
durch den federführenden Ausschuss – im Bundestag abgeschlossen. Eine neue Begründung 
nach Verabschiedung des Gesetzes im Bundestag ist im weiteren Gesetzgebungsverfahren nicht 
vorgesehen. 

3. Veröffentlichung von Änderungen eines Gesetzentwurfs 

Beschlussempfehlung und Bericht werden als Bundestagsdrucksache veröffentlicht und der Öffent-
lichkeit zusammen mit dem Gesetzentwurf und den Plenarprotokollen auf der Internetseite des 
Bundestages zur Verfügung gestellt. 
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